
Zentralstelle
Ausländerextremismus

Aufgabe und Ziel der Zentralstelle Ausländerextremismus ist die Bündelung der behördlichen 
Kompetenzen, der enge Informationsaustausch und die weitere Optimierung der behördlichen 
Zusammenarbeit zur schnellen und konsequenten Aufenthaltsbeendigung von Ausländern, 
die aufgrund islamistischer oder sonstiger ausländerextremistischer Aktivitäten die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, die freiheitlich demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland gefährden.

Aufgaben 1 

	

Beratung und Unterstützung der bayerischen Ausländerbehörden

Erlass von Ausreiseverboten und damit im Zusammenhang stehender 
ausländerrechtlicher Maßnahmen

Elektronische Aufenthaltsüberwachung 7

Baustein in der bayerischen ausländerrechtlichen Sicherheitskonzeption

Organisation und Durchführung von Sicherheitsgesprächen

nicht abschließend
1 4

Mitglied der AG BIRGiT 2: Beratung/Begleitung von Einzelfällen mit Bezügen 
zu Ausländerextremismus und Terrorismus

Anordnung weiterer ausländerrechtlicher Maßnahmen 6 

Erstellung von Ausweisungen 4 oder Verlustfeststellungen des 
Freizügigkeitsrechts 5 

§ 2 Abs. 1 FreizügG/EU 
5

Übernahme der ausländerrechtlichen Teilzuständigkeit 3 für islamistische
und sonstige ausländerextremistische Gefährder

i.d.R. § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG
2

Arbeitsgruppe Beschleunigte Identifizierung und
Rückführung von Gefährdern aus dem Bereich
des islamistischen Terrorismus/Extremismus

3 gem. § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 ZustVAuslR

insb. Überwachungsmaßnahmen nach § 56 AufenthG
6

gem. § 56a AufenthG
7
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Die  Zentralstelle Ausländerextremismus steht sowohl den Sicherheits- als auch 
Ausländerbehörden als Ansprechpartner zur Verfügung. Durch einen umfassenden 
Informationsaustausch mit allen beteiligten Stellen können repressive, präventive 
sowie ausländerrechtliche Maßnahmen ergriffen und der rechtliche Rahmen konse-
quent ausgeschöpft werden.

Sofern die Aufenthaltsbeendigung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen im 
Einzelfall nicht oder nicht zeitnah durchgesetzt werden kann, wird der Bewegungs- 
und Handlungsspielraum der Personen z.B. in Form von Überwachungsmaßnahmen 
eingeschränkt, um weitere Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
abzuwehren.
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